
Kleine Anfrage
der Abgeordneten Uwe Schulz, Leif-Erik Holm, Dr. Malte Kaufmann, Enrico 
Komning, Dr. Michael Espendiller, Robert Farle, Bernd Schattner, Kay-Uwe 
Ziegler und der Fraktion der AfD

Auswirkungen des Ukrainekrieges auf die deutsche Wirtschaft

Die, nicht zuletzt durch die Auswirkungen der Corona-Krise, schwer geprüfte 
deutsche Wirtschaft sah sich einer Corona-Rezession gegenüber, die die Ent-
wicklung der deutschen Wirtschaft im Hinblick auf das Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) um 4,6 Prozent im Vergleichszeitraum von 2019 bis 2020 schrumpfen 
ließ (https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1108249/umfrage/corona-prog
nose-zum-bip-von-deutschland-in-verschiedenen-szenarien/). Die Wachstums-
prognosen (ebd.) zum BIP 2022 des Sachverständigenrats zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Wirtschaftsweisen) dürften nach An-
sicht der Fragesteller aufgrund des Ukrainekrieges nicht das Ausmaß der vor-
hergesagten Prognosen erreichen, sondern in eine wirtschaftliche Rezession 
führen.
Für Carl von Clausewitz ist Krieg die Fortführung der Politik mit anderen Mit-
teln (https://www.clausewitz.com/readings/VomKriege1832/Book1.htm, Punkt 
24). Die wirtschaftlichen EU-Sanktionen infolge des Ukrainekrieges gegenüber 
der Russischen Föderation, die die Bundesregierung mitträgt, erfüllen die Wor-
te von Carl von Clausewitz nach Ansicht der Fragesteller dahin gehend mit Le-
ben, dass sich die EU ebenso wie die NATO mit Bedacht entschlossen hat, 
wirtschaftliche Sanktionen zu wählen und zu beschließen und somit die Fort-
führung der Politik bzw. Wirtschaftspolitik mit anderen Mitteln zu führen 
(https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/krieg-in-der-ukraine/eu-sankt
ionen-2007964).
Die verhängten Sanktionen gegenüber der Russischen Föderation bergen aller-
dings nach Ansicht der Fragesteller substanzielle Risiken und Gefahrenpotenti-
ale für die gesamtwirtschaftliche Lage in Deutschland. Kollateralschäden für 
die deutsche Wirtschaft sind daher nach Ansicht der Fragesteller nicht ausge-
schlossen (https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/FAQ/Sanktionen-Russland/fa
q-russland-sanktionen.html). Nicht erst seit der militärischen Invasion in der 
Ukraine steigen die Preise für Energie und Rohstoffe, sondern auch Handels-
ströme und Lieferketten sind stark beeinträchtigt (https://www.idowa.de/inhalt.
spritpreise-steigen-weiter-noch-zwei-cent-dann-ist-das-allzeithoch-erreicht.472
9459a-b57c-457f-b4d2-60436bb430db.html). All diese Tatsachen wirken sich 
stark beeinträchtigend auch auf die gesamtwirtschaftliche Lage in Deutschland 
aus (https://www.merkur.de/wirtschaft/dihk-hohe-energiepreise-belasten-untern
ehmen-zunehmend-zr-91080313.html).
Die tatsächlichen Auswirkungen auf die deutsche Wirtschaft werden wohl von 
der Bundesregierung erkannt, steigern allerdings nach Auffassung der Frage-
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steller die Unsicherheit in der deutschen Bevölkerung, der deutschen Industrie 
und der deutschen Wirtschaft generell (https://www.manager-magazin.de/politi
k/deutschland/herbstgutachten-der-wirtschaftsinstitute-mehr-wachstum-und-me
hr-jobs-im-kommenden-jahr-a-0db17826-942e-4a46-8243-61c5da7b35a0). Die 
Auswirkungen werden nach Ansicht der Fragesteller alle Wirtschaftsbranchen 
in Deutschland treffen und erhebliche Belastungen für deutsche Unternehmen 
darstellen. Laut Medienberichten gibt es aufgrund des Ukrainekrieges bereits 
Produktionsstopps in der deutschen Autoindustrie (https://www.auto-motor-un
d-sport.de/verkehr/produktionsstopps-ukraine-krieg-deutsche-autobauer/). 
Deutsche Unternehmen stoppen die Produktion in der Russischen Föderation 
(https://www.rnd.de/wirtschaft/krieg-in-der-ukraine-immer-mehr-weltkonzern
e-stoppen-ihre-produktionen-in-russland-SSTAPJCIVYBFNHZYZ7C7BTZHJ
E.html). Daher scheint es nach Ansicht der Fragesteller nur eine Frage der Zeit 
zu sein, wann die Lieferketten zur Gänze einbrechen (https://www.prosieben.at/
tv/newstime/wirtschaft/so-hart-trifft-der-ukraine-krieg-die-deutsche-wirtschaft-
107248).

Wir fragen die Bundesregierung:
 1. Welche konkreten Auswirkungen gehen gegenwärtig vom Ukrainekrieg im 

Hinblick auf die gesamtwirtschaftliche Lage in Deutschland nach Kenntnis 
und Ansicht der Bundesregierung aus, und in welchem Umfang trifft das 
die deutsche Wirtschaftspolitik (bitte ausführlich die gegenwärtigen und zu 
erwartenden Auswirkungen auf die gesamtwirtschaftliche Lage aufschlüs-
seln)?

 2. Welche konkreten Branchen, Wirtschaftszweige und Industrieunternehmen 
sind nach Kenntnis und Ansicht der Bundesregierung besonders hart be-
troffen, und von welchen konkreten wirtschaftlichen Entwicklungen geht 
die Bundesregierung in den nächsten zwölf Monaten im Hinblick auf den 
Ukrainekrieg für die gesamtwirtschaftliche Lage in Deutschland aus (bitte 
ausführlich die gegenwärtigen und zu erwartenden Auswirkungen auf die 
erfragten Branchen, Wirtschaftszweige, Industrieunternehmen und die ge-
samtwirtschaftliche Lage aufschlüsseln)?

 3. Plant die Bundesregierung konkrete Maßnahmen, um die schwierige ge-
samtwirtschaftliche Lage in Deutschland und um die Auswirkungen der 
Corona-Krise und des Ukrainekrieges für die schwer geprüfte deutsche 
Wirtschaft abzufedern und aufzufangen?
a) Wenn ja, welche konkreten Maßnahmen wird die Bundesregierung er-

greifen, um die gesamtwirtschaftliche Lage abzufedern und aufzufan-
gen, und wann ist mit einer konkreten Umsetzung der Maßnahmen zu 
rechnen?

b) Wenn nein, aus welchem Grund werden seitens der Bundesregierung 
keine konkreten Maßnahmen ergriffen?

 4. Welche konkreten Auswirkungen hat der Ukrainekrieg nach Kenntnis und 
Ansicht der Bundesregierung auf den wirtschaftlichen Wohlstand, den an-
gestrebten Transformationsprozess hin zu einer dekarbonisierten Wirt-
schaft, und die Wettbewerbsfähigkeit in Deutschland, und welche Ein-
schnitte werden sowohl die deutsche Bevölkerung als auch die deutsche 
Wirtschaft und Industrie aufgrund des Ukrainekrieges hinnehmen müssen?

 5. Welche Kosten werden nach Kenntnis und Ansicht der Bundesregierung 
auf deutsche Wirtschaftsunternehmen und auf den Bundeshaushalt auf-
grund des Ukrainekrieges zukommen, und welche konkreten Haushalts-
maßnahmen plant die Bundesregierung, diesbezüglich zu ergreifen (bitte 
ausführlich die zu erwartenden Kosten nach Branchen; in Bezug auf den 
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Bundeshaushalt, wie die Bundesregierung diese decken und oder um-
schichten wird, aufschlüsseln)?

 6. Mit welchen konkreten Folgekosten für die deutsche Wirtschaft und den 
Bundeshaushalt rechnet die Bundesregierung für die nächsten drei Jahre 
(bitte die konkreten Folgekosten nach Jahren aufschlüsseln)?

 7. Wie flexibel sind nach Ansicht und Kenntnis der Bundesregierung deut-
sche Wirtschaftsunternehmen und der Wirtschaftsstandort Deutschland im 
Hinblick auf die Auswirkungen des Ukrainekrieges und dessen Folgen?

 8. In welchen Branchen gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung aufgrund 
des Ukrainekrieges bereits Engpässe und/oder Komplettausfälle in der 
Produktion, Verarbeitung oder Weiterverarbeitung, und mit welchen Fol-
gen?

 9. In welchem Rahmen haben nach Kenntnis der Bundesregierung das 
Bundesministerium der Finanzen (bzw. andere Befugte seitens der 
Bundesregierung) und deutsche Bankvorstände bereits Maßnahmen getrof-
fen, um die Auswirkungen des Ukrainekrieges auf die gesamtwirtschaftli-
che Lage und den Wohlstand in Deutschland zu bewerten und geeignete 
Gegenmaßnahmen zu implementieren?

10. Mit welchen konkreten Auswirkungen aufgrund des Ukrainekrieges rech-
net die Bundesregierung auf die Versorgungssicherheit im Hinblick auf 
Energie, Waren, Güter, Rohstoffe generell und zur Verarbeitung und Wei-
terverarbeitung usw. deutscher Unternehmer und der Industrie in Deutsch-
land, und welche konkreten Gegenmaßnahmen wurden diesbezüglich von 
der Bundesregierung bereits angedacht und/oder durchgerechnet, und 
wann ist mit einer Umsetzung durch die Bundesregierung zu rechnen?

11. Welche konkreten Auswirkungen erwartet die Bundesregierung bei der 
Umsetzung eines möglichen Komplettembargos russischer fossiler Ener-
gieträger im Hinblick auf die deutsche Wirtschaft und Industrie, und wel-
che alternativen fossilen Energieträger hat die Bundesregierung ins Auge 
gefasst, um die Energieversorgung von Wirtschafts- und Industrieunter-
nehmen für die nächsten Jahre zu gewährleisten?

12. Hat die Bundesregierung in Bezug auf alternative fossile Energieträger be-
reits Gespräche mit anderen Nationen geführt, um die Engpässe der Ener-
gieversorgung von deutschen Wirtschafts- und Industrieunternehmen auf-
grund des Ukrainekrieges für die nächsten Jahre zu umgehen?
a) Wenn ja, mit welchen Nationen wurden bereits konkrete inhaltliche 

Gespräche geführt, und mit welchen Ergebnissen?
b) Wenn nein, wieso wurden keine konkreten Gespräche geführt?

13. Sofern als Alternative zu Gas und Rohölimporten aus der Russischen Fö-
deration auch Flüssiggasimporte als Alternative bereits angedacht wurden, 
wie bewertet die Bundesregierung diesbezüglich die CO2-Bilanzen der 
Verschiffung von Flüssiggasimporten nach Deutschland?

14. Hat die Bundesregierung bereits Gespräche mit Vertretern und Interessen-
vereinigungen der deutschen Wirtschaft und Industrie aufgenommen, um 
über die sehr angespannte wirtschaftliche Situation in Deutschland zu 
sprechen?
a) Wenn ja, mit welchen Vertretern der Industrie, der Wirtschaft und des 

Handels wurden welche inhaltlichen Gespräche geführt, und mit wel-
chen Ergebnissen?

b) Wenn nein, aus welchem Grund wurden keine Gespräche geführt?
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15. Teilt die Bundesregierung die Ansicht der Fragesteller, dass das Ausmaß 
der Prognosen der Wirtschaftsweisen für das Jahr 2022 im Hinblick auf 
das zu erwartende BIP nicht erreicht wird, sondern Deutschland ebenso 
wie die EU in eine wirtschaftliche Rezession führen wird (vgl. Vorbemer-
kung der Fragesteller)?
Wenn nein, warum nicht?

16. Teilt die Bundesregierung die Ansicht der Fragesteller, dass der gegenwär-
tige Ukrainekrieg substanzielle Risiken und Gefahrenpotentiale für die ge-
samtwirtschaftliche Lage in Deutschland birgt und Kollateralschäden für 
die deutsche Wirtschaft nicht ausgeschlossen werden können?
a) Wenn nein, warum nicht?
b) Wenn ja, mit welchen konkreten Kollateralschäden für die deutsche 

Wirtschaft und Wirtschaftspolitik rechnet die Bundesregierung?
17. Wie bewertet die Bundesregierung die Lieferkettenengpässe aufgrund des 

Ukrainekrieges für die deutsche Industrie und Wirtschaft, und teilt die 
Bundesregierung die Ansicht der Fragesteller, dass es nur noch eine Frage 
der Zeit ist, dass die Lieferketten zur Gänze einbrechen werden?
a) Wenn nein, warum nicht?
b) Wenn ja, welche konkreten Auswirkungen erwartet die Bundesregie-

rung aufgrund des möglichen vollkommenen Einbrechens der Liefer-
ketten auf die deutsche Wirtschaft und Industrie, und welche Gegen-
maßnahmen plant die Bundesregierung diesbezüglich?

18. Plant die Bundesregierung die Ergreifung von konkreten Maßnahmen in 
Bezug auf die aufgrund des Ukrainekrieges zu erwartenden und teilweise 
schon vorhandenen Preiserhöhungen auf Waren, Materialien und Rohstof-
fe für die deutsche Industrie und Wirtschaft, um diese nicht an die Endver-
braucher weiterzureichen, und welche konkreten Hilfemaßnahmen plant 
die Bundesregierung in Bezug auf die enorm gestiegenen Rohstoffpreise 
für Industrie, Handel und Unternehmen gegebenenfalls?

19. Plant die Bundesregierung einen wirtschaftlichen Ausgleich der Ausfälle 
(z. B. Sondervermögen) der deutschen Industrie und Wirtschaft, die auf-
grund des Ukrainekrieges entstanden sind (https://www.bundestag.de/press
e/hib/kurzmeldungen-884616)?
a) Wenn ja, welche konkreten Hilfeleistungen für die deutsche Wirtschaft 

hat die Bundesregierung geplant, und wann ist mit einer Umsetzung 
dieser Maßnahmen zu rechnen, und unter welchen Bedingungen (Ver-
fahren) werden diese Hilfeleistungen an Industrie, Wirtschaft und Un-
ternehmen gebunden sein?

b) Wenn nein, aus welchem Grunde sind keine Hilfeleistungen geplant?
20. Plant die Bundesregierung ein eigenes Sondervermögen oder eine andere 

wirtschaftlich eigenständige Abgeltung der Ausfälle (generell und/oder 
aufgrund der westlichen Sanktionen gegenüber der Russischen Föderati-
on), die der deutschen Industrie und Wirtschaft aufgrund des Ukrainekrie-
ges entstanden sind oder entstehen könnten?
a) Wenn ja, wann, und in welcher Höhe wird die Bundesregierung hier 

monetär steuernd eingreifen?
b) Wenn nein, warum nicht, und wie will die Bundesregierung einen 

eventuell drohenden wirtschaftlichen Fallout verhindern?
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21. Mit welchen konkreten Mitteln will die Bundesregierung künftig aus-
schließen, dass die deutsche Wirtschaft und Industrie weiterhin von Roh-
stoffabhängigkeiten Dritter abhängig ist und somit den Schutz eigener 
wirtschaftlicher Interessen gewährleisten?

22. Wie bewertet die Bundesregierung im Hinblick auf den Ukrainekrieg die 
gegenwärtige schwierige Wirtschaftssituation Deutschlands, und welche 
Maßnahmen wird die Bundesregierung ergreifen, damit Deutschland ohne 
anhaltende Beeinträchtigung die gegenwärtige schwierige Wirtschaftssitu-
ation übersteht?

Berlin, den 12. April 2022

Dr. Alice Weidel, Tino Chrupalla und Fraktion
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